
Frieden und Zusammenarbeit statt 
Aufrüstung und Konfrontation!

Deutschland darf sich an einer Politik der Konfron-
tation, der Sanktionen und der Aufrüstung nicht 
länger beteiligen, sondern muss sich ihr widerset-
zen und dafür Partner in Europa und weltweit su-
chen. Die Nutzung von Militärbasen und anderer 
Infrastruktur in Deutschland für völkerrechtswidri-
ge Kriege darf nicht gestattet werden. 

Wir fordern die Bundesregierung, die Parteien und 
die Medien in Deutschland auf, zu einer Politik des 
Friedens und der Abrüstung, der Entspannung und 
Verständigung, der Achtung des Völkerrechts, der 

gemeinsamen Sicherheit in Europa und weltweit zu-
rückzukehren, wie sie der Bundeskanzler und Frie-
densnobelpreisträger Willy Brandt betrieben hat.
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https://www.nie-wieder-krieg.org 		    	             Kontakt: mail@nie-wieder-krieg.org
Die gesammelten Unterschriften kannst Du bei Reiner Braun,  c/o IPB, Marienstraße 19/20, 10117 Berlin abgeben oder per Mail einsenden.



Frieden und Zusammenarbeit statt 
Aufrüstung und Konfrontation!

Deutschland darf sich an einer Politik der Konfronta-
tion, der Sanktionen und der Aufrüstung nicht länger 
beteiligen, sondern muss sich ihr widersetzen und da-
für Partner in Europa und weltweit suchen. Die Nutzung 
von Militärbasen und anderer Infrastruktur in Deutsch-
land für völkerrechtswidrige Kriege darf nicht gestattet 
werden. 

Wir fordern die Bundesregierung, die Parteien und die 
Medien in Deutschland auf, zu einer Politik des Friedens 
und der Abrüstung, der Entspannung und Verständigung, 
der Achtung des Völkerrechts, der gemeinsamen Sicher-
heit in Europa und weltweit zurückzukehren, wie sie 
der Bundeskanzler und Friedensnobelpreisträger Willy 
Brandt betrieben hat.

Die Kriegsgefahr steigt 
weltweit. Der Iran wird un-

mittelbar mit Krieg bedroht. Die USA und anschließend 
auch Russland kündigten den INF-Vertrag über Mittel-
streckenraketen, der START-Vertrag über die Reduzie-
rung der Langstreckenraketen läuft 2021 aus. Das Ende 
des Rüstungskontrollsystems droht.  Auch der Weltraum 
und das Internet werden militarisiert. Neue Technologien 
wie superschnelle Raketen, Laserwaffen und autonome 
Killer-Roboter erhöhen die Kriegsgefahr. Zur Gefahr der 
Klimakatastrophe tritt die eines nuklearen Winters.

Am 1. September 2019 jährt sich zum 
achtzigsten Mal der Überfall des faschisti-
schen Deutschland auf Polen, der Beginn 
des zweiten Weltkriegs. 
Fast 80 Millionen Men-
schen wurden getötet, 
die Mehrzahl davon Zi-
vilpersonen. Die mit Ab-
stand meisten Opfer hat-
ten die Sowjetunion und China 
zu beklagen. Die Vereinten Nati-
onen zogen 1945 in ihrer Char-
ta die bis heute gültigen Lehren 
aus den Weltkriegen: „Die Organisation beruht auf dem 
Grundsatz der souveränen Gleichheit aller ihrer Mitglie-
der. (…) Jeder Staat hat das Recht, seine politische, gesell-
schaftliche, wirtschaftliche und kulturelle Ordnung frei 
zu wählen und zu entwickeln. (…) Alle Mitglieder unter-
lassen in ihren internationalen Beziehungen jede gegen 
die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unab-
hängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den 
Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung 
oder Anwendung von Gewalt.“ 

Heute herrschen in vielen Ländern erneut Krieg oder Bür-
gerkrieg, weltweit wächst die Gefahr neuer Kriege. Krieg 
ist Hauptursache für Flucht und Vertreibung. Die Grund-
normen des Völkerrechts werden immer wieder und von 
vielen Staaten verletzt. Deutschland und andere EU-Staa-
ten waren und sind an Kriegen beteiligt, die militärische 
Rolle der EU wird fortschreitend ausgebaut. Die massivs-
ten Völkerrechtsverstöße gehen jedoch seit langem von 
den USA aus, die ständig in mehrere Kriege verwickelt 

sind. Immer wieder wurden diese mit inszenierten Lügen 
begründet (Tonkin-Zwischenfall, Brutkastenlüge, Hufei-
senplan, Saddams Massenvernichtungswaffen …).  Das 
US-Militär ist zudem der größte einzelne Öl-Verbraucher 
und Umweltzerstörer.  In den letzten Jahren setzt die US-
Regierung noch stärker als bisher auf Gewalt und Aufrüs-
tung, eine aggressive Politik und Einmischung in andere 
Länder, um weltweit ihre Interessen und ihnen genehme 
Regime durchzusetzen. Die Rüstungsausgaben der USA 
sind doppelt so hoch wie die von China und Russland 

zusammen, die der NATO dreimal so hoch. 
In den kommenden Jahren sollen sie dra-
matisch weiter erhöht werden. Russland 
und China betreiben Militärpolitik, doch 
Politik und Massenmedien messen mit 
zweierlei Maß, wenn sie sie als die „Bö-

sen“ und „den Westen“ als die „Gu-
ten“ darstellen.

Gegen Länder wie Kuba, 
Iran, Venezuela, Syrien, 
aber auch Russland und 

China haben die USA ein-
seitig teils extreme Wirt-
schaftssanktionen ver-
hängt und verlangen von 

allen anderen Staaten der Erde unter Androhung von 
Strafen, diese ebenfalls zu befolgen. Unabhängig da-
von, wie die Verhältnisse in diesen Ländern beurteilt 
werden: das ist völkerrechts- und menschenrechtswid-
rig. Diese Sanktionen kommen in ihrer zerstörerischen 
Wirkung unerklärten Angriffskriegen gleich, unter de-
nen vor allem die Zivilbevölkerung zu leiden hat, mit 
vielen tausenden Toten durch Versorgungsmängel bei 
Nahrungsmitteln und Medikamenten.  Auch Sanktio-
nen der EU sind nicht durch UN-Beschlüsse gedeckt 
und stehen politischen Konfliktlösungen im Wege.  Die 
NATO ist zu einem weltweit aktiven Kriegsführungs-
bündnis gemacht worden (Jugoslawien, Afghanistan, 
Irak, Syrien, Libyen …).  Es geht dabei nicht um Men-
schenrechte oder Demokratie, sondern um politische 
und wirtschaftliche Machtinteressen. Diktaturen, Ter-
rorregime und Kriegsparteien, die den „Westen“ unter-
stützen, haben nichts zu befürchten, sondern werden 
noch mit Waffen versorgt.
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